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zu stellt die IPPNW ein De-

kontaminationszelt am Berliner 

Mauerpark auf, um von 11 bis 

13 Uhr der Bevölkerung die 

Hilflosigkeit auch von Ärzten 

darzustellen, falls in Deutsch-

land tatsächlich ein Super-

GAU stattfinden würde. Mit 

Informationsmaterialien, Geiger-

Zähler, Placebo-Jodtabletten 

und dem geballten ärztlichen 

Wissen der IPPNW soll Pas-

santinnen und Passanten, deut-

lich gemacht werden, dass ein 

Super-GAU auch in  Deutsch- 

 

Deutschland dringt im Rah-

men seiner G7-Präsidentschaft 

auf eine zügige Fertigstellung 

des neuen Sarkophags für das 

zerstörte Atomkraftwerk Tscher-

nobyl in der Ukraine und setzt 

sich für eine sichere Finanzie-

rung der Baukosten im Rah-

men des Chernobyl Shelter 

Fund (CSF) ein. Das erklärt 

das deutsche Bundesumwelt-

ministerium in einer Presse-

mitteilung vom 20. März 2015. 

„Die immer noch radioaktiv 

strahlende Atomruine muss 

dauerhaft mittels einer Schutz-

hülle von der Umwelt abge-

schirmt werden“, sagte Um-

weltstaatssekretär Jochen Flas-

barth demnach nach einem 

Besuch der Baustelle in 

Tschernobyl. Die Bundesre-

gierung sei weiterhin bereit, 

ihren Anteil im Rahmen der 

vereinbarten Lastenteilung in 

den Fonds einzuzahlen. „Wir 

erwarten jedoch, dass auch die 

übrigen Geberländer ihren 

Anteil beisteuern.“ 

Deutschland hat bisher rund 

90 Millionen Euro in den 

Tschernobyl-Fonds der Euro-

päischen Bank für Wiederauf-

bau und Entwicklung (EBRD) 

eingezahlt. Die Bank führt im 

Auftrag aller Geberstaaten die 

finanz- und verwaltungstech-

nische Abwicklung der Pro-

jekte in Tschernobyl durch. 

Der deutsche Beitrag ent-

spricht nach dem vereinbarten 

Verteilungsschlüssel 10,6 Pro-

zent des G7/EU-Anteils. Nach 

den soeben vom Bundeskabi-

nett beschlossenen Eckpunk-

ten für den Bundeshaushalt ist 

die Bundesregierung bereit, in 

den nächsten vier Jahren wei-

tere rund 18 Millionen Euro in 

den Fonds zu geben. Darüber 

hinaus beteilige sich Deutsch-

land in erheblichem Umfang 

an dem Beitrag, den die Euro-

päische Kommission in den 

Fonds einzahle, wird erklärt.  

Flasbarth habe sich bei seinem 

Besuch in Tschernobyl positiv 

beeindruckt gezeigt vom Stand 

der Bauarbeiten für die neue 

Schutzhülle, die über dem 

havarierten Reaktorblock 4 

geschoben werden soll. Dieser 

„sichere Einschluss“ (New 

Safe Confinement, NSC) mit 

257 Metern Spannweite, 162 

Metern Länge und 108 Metern 

Höhe sei fast fertiggestellt. Er 

soll die Überführung des 

Standorts in „einen ökologisch 

sicheren Zustand“ ermögli-

chen. Zurzeit würden die zwei 

nacheinander errichteten Bau-

hälften des NSC miteinander 

verbunden. Die weitere Fer-

tigstellung der Verkleidung 

und die Installation der Innen-

ausrüstung erfolge in sicherer 

Entfernung vom Sarkophag, 

bevor die Hülle in ihre end-

gültige Position manövriert 

wird, heißt es. 

Die Fertigstellung der Projek-

te ist zurzeit allerdings nicht 

sichergestellt, da eine Finan-

zierungslücke über 615 Milli-

onen Euro bestehe, heißt es in 

der   Mitteilung   des  Bundes- 

 

Auf Vorschlag von Bundes-

umweltministerin Barbara 

Hendricks (SPD) hat das 

Bundeskabinett am 25. März 

2015 die Verlängerung der 

Veränderungssperre für den 

Salzstock Gorleben bis zum 

Jahr 2025 beschlossen. Der 

Bund sei nach dem Standort-

auswahlgesetz verpflichtet, 

den Salzstock Gorleben unter 

Gewährleistung aller rechtli-

chen Erfordernisse offenzuhal-

ten, solange er nicht im Aus-

wahlverfahren für die Suche 

nach einem Standort zur End-

lagerung der hochradioaktiven 

Abfälle ausgeschlossen wurde, 

erklärte das Bundesumwelt-

ministerium in einer Mittei-

lung an die Presse vom selben 

Tag. 

Die ursprüngliche Verände-

rungssperre für Gorleben aus 

dem Jahr 2005 war auf 10 Jah-

re befristet und tritt am 16. 

August 2015 außer Kraft. Der 

neuen Verordnung muss noch 

der Bundesrat zustimmen. 

Frau Hendricks machte dazu 

sich widersprechende Aussa-

gen: Die Verlängerung der 

Veränderungssperre sei „keine 

Vorfestlegung auf den Stand-

ort Gorleben“. Kein Endlager-

standort sei „gesetzt, aber 

auch keiner von vornherein 

ausgenommen“. Sobald im 

weiteren Verfahren „andere 

oder weitere Erkundungs-

standorte festgelegt werden“, 

seien auch dort Veränderungs-

sperren zu erlassen. Das sehe 

das Standortauswahlgesetz aus-

drücklich vor. Sie betone auch 

„ausdrücklich, dass die Gor-

lebenveränderungssperre kei-

ne Ungleichbehandlung von 

Gorleben gegenüber mögli-

chen anderen Standorten ist“. 

Die Auswahl solle „einzig und 

allein nach wissenschaftlichen 

Kriterien erfolgen, die vor al-

lem in der von Bundestag und 

Bundesrat eingesetzten Endla-

gerkommission erarbeitet wer-

den“.  

Tatsächlich befinden sich in 

der Endlagerkommission des 

Deutschen Bundestages keine 

Wissenschaftler. Keiner der 

von den Parteien als „Vertre-

ter der Wissenschaft“ benann-

ten Männer in dieser Kom-

mission ist als solcher ausge-

wiesen. Wissenschaftliche Ex-

pertise im Strahlenschutz be-

sitzt dort niemand. [1] 

Hoffen auf das 
Verwaltungsgericht 

Mit einem Eilantrag beim 

Verwaltungsgericht Lüneburg 

wollte Greenpeace zuvor ver-

hindern, dass sich die Bundes-

regierung in der Endlagersu-

che weiter vorab auf Gorleben 

festlegt. „Die Bundesregie-

rung muss beweisen, dass sie 

die ergebnisoffene Endlager-

suche ernst nimmt und sich 

von Gorleben verabschieden“, 

sagt Mathias Edler, Atomex-

perte von Greenpeace. „Bleibt 

die Sperre bestehen, wird eine 

unabhängige Suche vollends 

land nicht auszuschließen und 

die Folgen für Mensch und 

Umwelt verheerend wären. 

Tschernobyl und Fukushima 

mahnen, dies immer und im-

mer wieder auf die Tagesord-

nung zu bringen. Im geplanten 

Szenario soll eine Kernschmel-

ze im Berliner Wannsee-For-

schungsreaktor (BER-II) simu-

liert werden: 

Sonntag, der 26. April, 11 bis 

13 Uhr, Platz an der Kreuzung 

Bernauer/Eberswalder/Oder-

berger/Schwedter Straße.  

 
29 Jahre nach Tschernobyl 
 

Die Fertigstellung des neuen 
Tschernobyl-Sarkophags ist  
nicht sichergestellt 
 

umweltministeriums. Um die 

Schließung dieser Lücke wer-

de es am 29. April 2015 auf 

einer Geber-Konferenz gehen, 

die von Staatssekretär Flas-

barth im Rahmen der deut-

schen G7-Präsidentschaft ge-

leitet werden soll.  

 
Atommüll 
 

Gorleben soll erste Wahl bleiben 
 
Die Bundesregierung hat die Verlängerung der 
Veränderungssperre für Gorleben beschlossen und 
legt sich damit auf diesen Salzstock fest. 
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zur Farce. Denn dieses Verbot 

existiert an keinem der ande-

ren möglichen Standorte.“ 

Bereits vor einem Jahr wollte 

Greenpeace zusammen mit 

der Familie des Gorlebener 

Grundeigentümers Fried Graf 

von Bernstorff gerichtlich 

feststellen lassen, dass die gel-

tende Veränderungssperre auf-

gehoben wird. Doch das Lü-

neburger Verwaltungsgericht 

hat dafür bisher keinen Ver-

handlungstermin angesetzt. 

Stattdessen hatte Bundesum-

weltministerin Hendricks es 

nun eilig mit dem Fortbestand 

der Sperre. Mitte Februar ver-

schickte ihr Ministerium einen 

Entwurf an Greenpeace und 

andere Umweltverbände. Die-

se wurden mit einer Frist von 

lediglich 14 Tagen zu Stel-

lungnahmen aufgefordert. Ei-

ne von Greenpeace beantragte 

Fristverlängerung für eine 

gründliche juristische Prüfung 

lehnte das Umweltministeri-

um mit der Begründung der 

„Eilbedürftigkeit des Vorha-

bens“ ab. 

„Die Bundesregierung darf 

mit dem Erlass einer neuen 

Verordnung für Gorleben kei-

ne Tatsachen schaffen, bevor 

das Gericht über unsere Klage 

überhaupt verhandeln kann“, 

sagt Mathias Edler. Laut 

Rechtsanwalt Dr. Ulrich Wol-

lenteit würde dies den Rechts-

schutz der Grundeigentümer 

in Gorleben aushebeln. Zudem 

sei es rechtlich zwingend, die 

alte Gorleben-Sperre aufzuhe-

ben. Als die Erkundung des 

Salzstocks eingestellt wurde, 

sei das für die Veränderungs-

sperre notwendige Sicherungs-

bedürfnis entfallen. 

Das Standortauswahlgesetz ver-

lange, Gorleben so zu behan-

deln wie alle anderen mögli-

chen Endlagerstandorte in der 

Bundesrepublik auch, erklärt 

Greenpeace. Mit der Verab-

schiedung des Standortaus-

wahlgesetzes im Juli 2013 

wollte der Deutsche Bundes-

tag angeblich eine ergebnisof-

fene, neue Endlagersuche auf 

Basis einer „weißen Landkar-

te“ beginnen und die alte Vor-

festlegung auf Gorleben als 

Endlager aufgeben. 

Die Debatte in der Endlager-

kommission klammert die ge-

ologischen Schwachstellen und 

Einwände aus. Es gibt eine 

grundsätzliche Debatte zur Fra-

ge, ob Salz als Wirtsgestein 

als Endlager für hoch radioak-

tive Abfälle geeignet ist. Und 

es gibt eine standortspezifi-

sche Debatte, die in den Par-

lamentarischen Untersuchungs-

ausschuss Gorleben mündete. 

[2] 

Akzeptanz wurde in den 

Standortgemeinden durch die 

Gorleben-Gelder hergestellt, 

Klagerechte für die Allge-

meinheit gab es nicht, Öffent-

lichkeitsbeteiligung war ein 

Fremdwort, und trotzdem 

blieb Gorleben im Topf mög-

licher Standorte und soll es 

nach dem Willen der Politik 

weiter bleiben. [3] 

Bürgerinitiative setzt auf 
Klage gegen die Verände-
rungssperre  

Die Gorleben-Gegnerinnen und 

-Gegner sehen in dem Be-

schluss der Bundesregierung 

eine politische Bankrotterklä-

rung. „Statt einer weißen Land-

karte bei der angeblich neuen 

Endlagersuche wird der Salz-

stock als Regierungsfavorit für 

ein nukleares Endlager gehan-

delt“, heißt es seitens der Bür-

gerinitiative Umweltschutz Lü-

chow-Dannenberg e.V. (BI), 

die sich seit 38 Jahren dage-

gen zur Wehr setzt, im Salz-

stock Gorleben-Rambow mit 

seinen bekannten Sicherheits-

mängeln eine Atommülldepo-

nie einzurichten. 

„Mit dem Beschluss des Bun-

deskabinetts soll gegenüber 

den Bundesländern signali-

siert werden, dass der Kelch 

an ihnen vorbeigehen wird“, 

ist sich BI-Sprecher Wolfgang 

Ehmke sicher. Die Arbeit der 

Endlagerkommission des Bun-

destages werde mit dieser Fest-

legung auf Gorleben völlig 

entwertet. 

„Barbara Hendricks‘ Beteue-

rungen, kein Standort sei bei 

der Endlagersuche gesetzt und 

auch keiner von vornherein 

ausgenommen, wird durch 

diese Entscheidung konterka-

riert“, so Ehmke, „denn natür-

lich ist allein Gorleben ge-

setzt, eine Veränderungssperre 

an anderen potentiellen Stand-

orten gibt es nicht.“ 

Im Standortauswahlgesetz wur-

de jedoch festgeschrieben, dass 

Gorleben „wie jeder andere in 

Betracht kommende Standort“ 

am Verfahren teilnehmen soll, 

betont die BI. Die Hoffnung 

der BI richtet sich jetzt auf das 

Eilverfahren,  dass  Fried  von 

 

Transparent und ergebnisoffen 

sollte die Suche nach einem 

Endlager für hochradioaktive 

Abfälle vonstattengehen. Im 

Juni dieses Jahres will die 

Endlagerkommission die inter-

essierte Öffentlichkeit zu einer 

Tagung über Öffentlichkeits-

beteiligung nach Berlin einla-

den. Doch nicht einmal die 

Kommissionsmitglieder sind 

mit der Vorbereitung befasst, 

darauf weist die Bürgerinitia-

tive Lüchow-Dannenberg e.V. 

(BI) in einer Mitteilung hin. 

Seit knapp einem Jahr tagt die 

32-köpfige Endlagerkommis-

sion in Berlin unter dem alter-

nierenden Vorsitz von Micha-

el Müller (SPD) und Ursula 

Heinen-Esser (CDU). Doch 

Transparenz, eines der Zau-

berworte bei dem angeblichen 

Neustart der Endlagersuche, 

wird in der Kommission klein 

geschrieben. 

Während Untergruppen zur 

Öffentlichkeitsbeteiligung, der 

Evaluation des Gesetzes und 

zu den geologischen Anforde-

rungen an ein Endlager gerade 

erst Tritt gefasst haben, arbei-

tet bereits jetzt eine Gruppe 

am Abschlussbericht, die Ad-

hoc Arbeitsgruppe „Leitbild“. 

Gleichzeitig wurde die Vorbe-

reitung für eine öffentliche 

Veranstaltung im Juni 2015, 

auf der über die Notwendig-

keit der Öffentlichkeitsbeteili-

gung diskutiert werden soll, 

aus der Kommission ausgela-

gert, erfuhr die Bürgerinitiati-

ve Umweltschutz Lüchow-

Dannenberg. 

Jörg Sommer, der für die 

Deutsche Umweltstiftung einen 

der 32 Kommissionssitze ein-

nimmt, beklagt massiv die 

Intransparenz der Arbeit. 

Sommer schreibt in seinem 

Blog zur Ad-hoc-Gruppe und 

der Vorbereitung der Juni-

Veranstaltung: „Der gemeine 

Bürger erfährt aber weder vor 

noch nach den Terminen et-

was über Ort und Datum der 

Treffen – und schon gar nicht 

über die dort ausgehandelten 

Inhalte.“ Sowohl die Kommis-

sionsmitglieder als auch die 

Öffentlichkeit blieben außen 

vor.1 

Diese Ad-hoc Arbeitsgruppe, 

die in keiner Geschäftsord-

nung beschlossen wurde, de-

ren Zusammensetzung nicht 

öffentlich ist, deren Tagesord-

                                                  
1 http://antiatomblog.blogspot.de/

2015/03/diese-kommission-

brauchen-die-burger.html 

Bernstorff und Greenpeace 

gegen die Verlängerung der 

Veränderungssperre vor dem 

Verwaltungsgericht Lüneburg 

angestrengt haben. 

1. vergl. „Mitglieder der Endlager-

Kommission eingesetzt“, Strahlen-

telex 656-657 v. 1.5.2014, S. 2, 

www.strahlentelex.de/Stx_14_65

6-657_S01-04.pdf  

2. Basisinformationen dazu unter 

http://www.bi-luechow-

dannenberg.de/?p=9954 

3. siehe: 

http://www.bi-luechow-

dannenberg.de/?page_id=13281 
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